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1. Entwicklung der Planung aus dem Flächennutzungsplan

Der wirksame Flächennutzungsplan der Gemeinde Todenbüttel mit seinen Änderungen stellt

die Bauflächen innerhalb des Plangeltungsbereiches der vorliegenden Änderung des Bebau-

ungsplanes Nr. 4 als Fläche für den Gemeinbedarf gemäß § 5 Abs. 2 Nr. 2 Satz a BauGB dar.

Die vorliegende 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 4 ist gemäß § 8 Abs. 2 BauGB aus dem

wirksamen Flächennutzungsplan der Gemeinde Todenbüttel entwickelt.

2. Lage und Umfang des Plangebietes

Das Plangebiet umfasst eine Fläche von ca. 2.570 m². Es befindet sich im zentralen Teil des

Siedlungsgebietes der Gemeinde Todenbüttel südlich der „Hauptstraße“ (K 82).

Begrenzt wird das Plangebiet

 im Norden durch vorhandene Wohnbebauung südlich der „Hauptstraße“ (K 82),

 im Osten und im Süden durch die vorhandenen Sportanlagen,

 im Westen durch vorhandene Wohnbebauung östlich der Straße „Turnerweg“ sowie die

hieran anschließende Dörfergemeinschaftsschule Todenbüttel.

Das Gelände innerhalb des Änderungsbereiches fällt von Norden nach Süden um ca. 3,0 m

ab; die Fläche weist insgesamt im Durchschnitt eine Höhe von ca. 23,0 m NHN im Norden bis

ca. 20,0 m NHN im Süden auf.

3. Notwendigkeit der Planaufstellung und städtebauliche Maßnahmen

Mit Stand vom 31-12-2015 wies die Gemeinde Todenbüttel insgesamt 1.021 Einwohner auf.

Todenbüttel ist amtsangehörige Gemeinde des Amtes Mittelholstein mit Verwaltungssitz in

Hohenwestedt.

Der Bebauungsplanes Nr. 4 der Gemeinde Todenbüttel, der im Februar 2003 zur Rechtsver-

bindlichkeit gebracht wurde, schafft die planungsrechtlichen Voraussetzungen zur Errich-

tung eines Sportlerheimes. Diese Planung wurde zwischenzeitlich umgesetzt, das Gebäude

ist vorhanden.

Der örtliche Sportverein „Grün-Weiß Todenbüttel“ ist in der Gemeinde seit vielen Jahren im

Bereich Sport- und Freizeitaktivitäten erfolgreich tätig, entsprechende Angebote in 15 un-

terschiedlichen Sparten werden konstant gut angenommen. Durch die Lage der vorhande-

nen Sportanlagen und des zwischenzeitlich errichteten Sportlerheimes in zentraler Lage im

unmittelbaren Anschluss an die Dörfergemeinschaftsschule wird der Ortskern nachhaltig be-

lebt. Der Sportverein „Grün-Weiß Todenbüttel“ ist ständig bemüht, seine Angebotspalette

nachfragekonform zu erweitern. Insbesondere im Bereich „Gesundheitsvorsorge“ ist
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entsprechendes Interesse besonders ausgeprägt. Der Verein beabsichtigt eine Ausweitung

seines Angebotes im Bereich Gesundheitsvorsorge durch die Errichtung eines sog. „Gesund-

heitsTreffs“ vorzunehmen und hierdurch einen weiteren Beitrag zur Stärkung der Dorfge-

meinschaft zu leisten.

Die beste Platzierung für den neuen „GesundheitsTreff“ ist im unmittelbaren Anschluss an

das vorhandene Sportlerheim zu sehen, durch die bereits vorhandene Erschließung und die

Einbeziehung bereits vorhandener Funktionsräume kann die Umsetzung des Gesamtvorha-

bens wirtschaftlich dargestellt werden. Um eine effiziente Nutzung des „GesundheitsTreffs“

zu erreichen, ist seitens des Sportvereines bezüglich der künftigen Nutzung bereits ein Ko-

operationsvertrag mit der Gemeinde Todenbüttel, dem Kinder- und Jugendhaus Osterstedt,

der Volkshochschule Todenbüttel, der Freiwilligen Feuerwehr Todenbüttel und der Theodor-

Storm-Dörfergemeinschafts-schule in Todenbüttel geschlossen worden.

Die Finanzierung des Vorhabens ist durch Mittel des Landessportverbandes, der Gemeinde

Todenbüttel sowie durch Eigenmittel des Sportvereines „Grün-Weiß Todenbüttel“ gesichert.

Mit einer ortsansässigen Physiotherapiepraxis wurden ebenfalls bereits Kooperationsge-

spräche geführt; aufgrund der spezifischen Ausrichtung der jeweiligen Aktivitäten ist eine

direkte Konkurrenzsituation ausgeschlossen.

Die Gemeinde Todenbüttel entschloss sich, zur Umsetzung des Vorhabens die erforderlichen

planungsrechtlichen Voraussetzungen in Form der vorliegenden 1. Änderung des Bebau-

ungsplanes Nr. 4 der Gemeinde Todenbüttel zu schaffen.

Die Flächen innerhalb des Plangebietes werden in der PLANZEICHNUNG – TEIL A der vorlie-

genden 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 4 als Fläche für den Gemeinbedarf mit der

Zweckbestimmung Sportlichen Zwecken dienende Gebäude und Einrichtungen / Sozialen

Zwecken dienende Gebäude und Einrichtungen festgesetzt. Als maximal zulässiges Maß der

baulichen Nutzung wird abgestimmt auf den Gebäudebestand sowie auf das konkrete Bau-

vorhaben eine GR von 780 m² festgesetzt.

Festgesetzte Baugrenzen bilden ein „Baufenster“, das wiederum auf den Baubestand sowie

auf das konkrete Bauvorhaben exakt abgestimmt ist.

An der Westseite des Plangebietes werden vorhandene Gehölzstrukturen zu den anschlie-

ßenden Wohnbaugrundstücken durch Flächen mit Bindungen für Bepflanzungen und für die

Erhaltung von Bäumen und Sträuchern gesichert.

Zudem wird an der Südseite des Plangebietes das Anpflanzen von drei Bäumen festgesetzt.

Ein vorhandener und zu erhaltender Knickabschnitt an der Nordwestseite des Gebietes wird

gemäß § 9 Abs. 6 BauGB nachrichtlich in die Planung eingestellt.

Im TEXT - TEIL B des Bebauungsplanes werden unter Pkt. 1 - Höhe baulicher Anlagen Fest-

setzungen zur Höhe der baulichen Anlagen getroffen.
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Die maximal zulässige Traufhöhe (Schnittpunkt der Außenwandfläche mit der äußeren Dach-

haut) wird mit 6,40 m - bezogen auf den an der Westseite des Plangebietes dargestellten

Höhenbezugspunkt HP1 mit der Höhe 0,00 m - festgesetzt.

Die maximal zulässige Firsthöhe wird mit 10,00 m - wieder bezogen auf den Höhenbezugs-

punkt HP1 - festgesetzt. Durch diese Festsetzungen wird eine umfeldverträgliche Höhenent-

wicklung des vorhandenen sowie des geplanten Gebäudes auf Dauer sichergestellt.

Unter Pkt. 2 – Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur

und Landschaft werden geeignete Regelungen zur Qualität der anzupflanzenden Bäume ge-

troffen. Weiterhin werden Regelungen zur Herstellung erforderlicher Erschließungsflächen

getroffen. Wege sind in wasser- und luftdurchlässigem Aufbau herzurichten.

Insgesamt sind alle getroffenen Festsetzungen geeignet, das beschriebene Vorhaben pla-

nungsrechtlich zu unterlagern.

4. Verkehrserschließung und -anbindung

Die äußere verkehrliche Erschließung des Änderungsbereiches erfolgt durch Anbindung des

Plangebietes über die vorhandene Stellplatzanlage an die Straße „Turnerweg“ und von hier

weiterführend an die „Hauptstraße“ (K 82); hier erfolgt der Anschluss an den überörtlichen

Verkehr in Richtung Beringstedt (B 430) oder in Richtung Jevenstedt / Rendsburg (B

77 / B 205).

Eine innere individuelle Erschließung für Kraftfahrzeuge ist nicht erforderlich.

5. Ruhender Verkehr

Innerhalb des Plangebietes wird auf die Festsetzung von Stellplatzflächen verzichtet; im un-

mittelbaren südwestlichen Anschluss an das Plangebiet sind umfangreiche Stellplatzflächen

vorhanden, die dem Gesamtbereich Schul-/Sportanlagen zugeordnet sind.

6. Naturschutz und Landschaftspflege

Im Zuge des Umweltberichtes zur 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 4 der Gemeinde To-

denbüttel (vgl. Pkt. 7) wird der Eingriff bewertet und Aussagen zur erforderlichen Eingriffs-

und Ausgleichsbilanzierung getroffen.

Die Erfüllung der Festsetzungen für die Flächen innerhalb des Plangeltungsbereiches sowie

aller weiteren Regelungen des Umweltberichtes obliegt dem Grundstückseigentümer. Die im

Umweltbericht beschriebenen Maßnahmen außerhalb des Plangeltungsbereiches werden di-

rekt durch die Gemeinde Todenbüttel vorgenommen. Alle durch den Umweltbericht benann-

ten Maßnahmen erfolgen zeitnah zur Verwertung der Flächen.
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7. Umweltbericht

7.1 Allgemeines

7.1.1 Anlass der Planung

Mit der Aufstellung der vorliegenden 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 4 soll eine Fläche

für den Gemeinbedarf mit der Zweckbestimmung Sportlichen Zwecken dienende Gebäude

und Einrichtungen / Sozialen Zwecken dienende Gebäude und Einrichtungen geschaffen

werden. Dadurch sollen die planungsrechtlichen Voraussetzungen geschaffen werden, um

den örtliche Sportverein mit Angeboten der Gesundheitsvorsorge zu verbessern.

7.1.2 Beschreibung des Planvorhabens

Das Plangebiet umfasst eine Fläche von ca. 2.570 m². Es befindet sich im zentralen Teil des

Siedlungsgebietes der Gemeinde Todenbüttel südlich der „Hauptstraße“ (K 82). Begrenzt

wird das Plangebiet im Norden durch vorhandene Wohnbebauung südlich der „Hauptstraße“

(K 82), im Osten und im Süden durch die vorhandenen Sportanlagen, im Westen durch vor-

handene Wohnbebauung östlich der Straße „Turnerweg“ sowie die hieran anschließende

Dörfergemeinschaftsschule Todenbüttel. Das Gelände innerhalb des Änderungsbereiches

fällt von Norden nach Süden um ca. 3,0 m ab. Die Fläche weist insgesamt im Durchschnitt

eine Höhe von ca. 23,0 m NHN im Norden bis ca. 20,0 m NHN im Süden auf.

Der Verein „Grün-Weiß Todenbüttel“ beabsichtigt eine Ausweitung seines Angebotes im Be-

reich Gesundheitsvorsorge durch die Errichtung eines „GesundheitsTreffs“ vorzunehmen

und hierdurch einen weiteren Beitrag zur Stärkung der Dorfgemeinschaft zu leisten. Die

beste Platzierung für dieses Vorhaben ist im unmittelbaren Anschluss an das vorhandene

Sportlerheim zu sehen. Hierdurch können Synergieeffekte durch die bereits vorhandene Er-

schließung und die Einbeziehung vorhandener Funktionsräume dargestellt werden.

7.2 Planerische Vorgaben und Ziele anderer Fachplanungen

7.2.1 Fachgesetze

Nachfolgend werden die in einschlägigen Fachgesetzen festgelegten Ziele des Umweltschut-

zes, die für die Aufstellung des Bebauungsplanes von Bedeutung sind, dargestellt.

Gesetz über Naturschutz und Landschaftspflege (Bundesnaturschutzgesetz – BNatSchG),

Gesetz zum Schutz der Natur (Landesnaturschutzgesetz - LNatSchG) vom 24. Februar 2010

Die Zielbestimmung des Naturschutzes ist in § 1 BNatSchG definiert. Hier sind die drei Hand-

lungsfelder "biologische Vielfalt", die "Leistungs- und Funktionsfähigkeit des Naturhaushalts"

und die "Vielfalt, Eigenart und Schönheit sowie der Erholungswert von Natur und Landschaft"

beschrieben. Die weiteren Absätze des § 1 BNatSchG konkretisieren diese Teilziele weiter.

Nach Bundesnaturschutzgesetz sind die zu erwartenden Eingriffe in Natur und Landschaft zu

vermeiden, zu minimieren bzw. auszugleichen. § 14 Abs. 1 BNatSchG stellt den Eingriffstat-

bestand wie folgt dar:

Eingriffe in Natur und Landschaft im Sinne dieses Gesetzes sind Veränderungen der Gestalt

oder Nutzung von Grundflächen oder Veränderungen des mit der belebten Bodenschicht in
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Verbindung stehenden Grundwasserspiegels, die die Leistungs- und Funktionsfähigkeit des

Naturhaushalts oder das Landschaftsbild erheblich beeinträchtigen können.

Die Verpflichtung, vermeidbare Eingriffe im Sinne des BNatSchG zu unterlassen und unver-

meidbare Eingriffe auszugleichen bzw. Ersatzmaßnahmen durchzuführen ergibt sich aus § 15

des BNatSchG. In § 18 Abs. 1 und 2 BNatSchG ist das Verhältnis von naturschutzrechtlicher

Eingriffsregelung zu den Bestimmungen der Bauleitplanung geregelt:

Sind auf Grund der Aufstellung, Änderung, Ergänzung oder Aufhebung von Bauleitplänen o-

der von Satzungen nach § 34 Absatz 4 Satz 1 Nummer 3 des Baugesetzbuches Eingriffe in

Natur und Landschaft zu erwarten, ist über die Vermeidung, den Ausgleich und den Ersatz

nach den Vorschriften des Baugesetzbuches zu entscheiden.

Baugesetzbuch (BauGB)

Bei der Aufstellung von Bauleitplänen sind die Belange des Umweltschutzes, einschließlich

des Naturschutzes und der Landschaftspflege zu berücksichtigen. Insbesondere die Auswir-

kungen auf Tiere, Pflanzen, Boden, Wasser, Luft, Klima und das Wirkungsgefüge zwischen

ihnen sowie die Landschaft und die biologische Vielfalt (vgl. § 1 Abs. 6 Nr. 7a BauGB).

Es ist sparsam und schonend mit Grund und Boden umzugehen. Dabei sind zur Verringerung

der zusätzlichen Inanspruchnahme von Flächen für bauliche Nutzungen die Möglichkeiten

der Entwicklung der Gemeinde insbesondere durch Wiedernutzbarmachung von Flächen,

Nachverdichtung und andere Maßnahmen zur Innenentwicklung zu nutzen sowie Bodenver-

siegelungen auf das notwendige Maß zu begrenzen (vgl. § 1a Abs. 2 BauGB).

Für das anstehende Planverfahren ist die Eingriffsregelung des § 1 a Abs. 3 BauGB i.V.m. § 18

BNatSchG zu beachten. Die Vermeidung und der Ausgleich voraussichtlich erheblicher Beein-

trächtigungen des Landschaftsbildes sowie des Naturhaushalts sind in der Abwägung zu be-

rücksichtigen (vgl. § 1a Abs. 3 BauGB).

Bundesbodenschutzgesetz (BBodSchG)

Ziel des BBodSchG ist der langfristige Schutz des Bodens hinsichtlich seiner Funktion im Na-

turhaushalt, insbesondere als

 Lebensgrundlage und Lebensraum für Menschen, Tiere, Pflanzen und Bodenorganis-

men,

 Bestandteil des Naturhaushalts mit seinen Wasser- und Nährstoffkreisläufen,

 Abbau-, Ausgleichs- und Aufbaumedium für stoffliche Einwirkungen auf Grund der Fil-

ter-, Puffer- und Stoffumwandlungseigenschaften (Grundwasserschutz),

 Archiv der Natur- und Kulturgeschichte,

 Standorte für Rohstofflagerstätten, für land- und forstwirtschaftliche sowie siedlungs-

bezogene und öffentliche Nutzungen.

Weitere Ziele sind:

 der Schutz des Bodens vor schädlichen Bodenveränderungen,

 Vorsorgeregelungen gegen das Entstehen schädlicher Bodenveränderungen,

 die Förderung der Sanierung schädlicher Bodenveränderungen und Altlasten.
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7.2.2 Fachplanungen

Landesentwicklungsplan

Da die Zielaussagen des Landesentwicklungsplanes überwiegend relativ allgemein gehalten

sind, wurde die Auswertung der übergeordneten Zielvorstellungen auf den Regionalplan be-

schränkt, wobei im Folgenden nur Aussagen mit konkretem räumlichen oder inhaltlichen Be-

zug wiedergegeben werden.

Regionalplan

Im Regionalplan für den Planungsraum III, Schleswig-Holstein Mitte, aus dem Jahr 2001 ist

das Plangebiet als “Ländlicher Raum“ dargestellt.

Landschaftsrahmenplan

Mit dem Gesetz zum Schutz der Natur (Landesnaturschutzgesetz – LNatSchG) und zur Ände-

rung anderer Vorschriften vom 6. März 2007 sind Landschaftsrahmenpläne (§ 5 LNatSchG a.

F.) als Instrument der Landschaftsplanung auf der regionalen Ebene entfallen. Diese Aufgabe

wird künftig das Landschaftsprogramm in seiner fortgeschriebenen Fassung erfüllen. Bis da-

hin behalten die vor Inkrafttreten des LNatSchG vom 6. März 2007 festgestellten und veröf-

fentlichten Landschaftsrahmenpläne unter entsprechender Anwendung der Bestimmungen

dieses Gesetzes (LNatSchG v. 6. März 2007) ihre Gültigkeit. Im Landschaftsrahmenplan wer-

den die überörtlichen Erfordernisse und Maßnahmen des Naturschutzes unter Beachtung

der Ziele der Raumordnung dargestellt. Die Landschaftsrahmenplanung berücksichtigt aus

der Sicht der Fachplanung bekannte konkurrierende Flächenansprüche, ohne jedoch im Ein-

zelfall Entscheidungen zu treffen. Hierzu gehören beispielsweise Siedlung, Verkehr, Rohstoff-

gewinnung, Land- und Forstwirtschaft sowie Tourismus, Erholung und Sport.

Der Landschaftsrahmenplan (LRP) für den Planungsraum III (2000) stellt in seinen Karten für

das Plangebiet keine Erfordernisse oder Maßnahmen der Raumordnung dar.

Flächennutzungsplan

Der wirksame Flächennutzungsplan der Gemeinde Todenbüttel mit seinen Änderungen stellt

die Bauflächen innerhalb des Plangeltungsbereiches der vorliegenden 1. Änderung des Be-

bauungsplanes Nr. 4 als Fläche für den Gemeinbedarf gemäß § 5 Abs. 2 Nr. 2 Satz a BauGB

dar. Die vorliegende 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 4 ist gemäß § 8 Abs. 2 BauGB aus

dem wirksamen Flächennutzungsplan der Gemeinde Todenbüttel entwickelt.

Landschaftsplan

Der Landschaftsplan der Gemeinde Todenbüttel stellt in der Bestandskarte am westlichen

Rand des Plangebietes Einzelgehölze dar. Das Plangebiet selbst ist als Grünfläche dargestellt.

Als Entwicklungsziel ist für den weitläufigen Bereich des Plangebietes die Aufwertung der

Siedlungsbereiche und die Sicherung und Entwicklung von den Übergängen zwischen bebau-

ter und freier Landschaft genannt.

Schutzgebiete, geschützte Bestandteile und Biotope nach dem BNatSchG

Im Plangebiet befindet sich ein gesetzlich geschütztes Biotop gem. § 30 BNatSchG i.V.m. § 21

LNatSchG (vgl. Kap. 7.3.4).
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7.3 Methodik zur Beschreibung und Bewertung von Umweltauswirkungen

Zur Einschätzung der Lebensraumpotentiale wurde am 21. März 2017 eine Begehung des

Plangebietes und seiner Umgebung vorgenommen. Untersuchungsgebiet ist das Plangebiet,

schutzgutbezogen werden benachbarte Nutzungen mit berücksichtigt. Der Bestand zur Tier-

welt wird anhand einer Potenzialabschätzung beschrieben, die durch die aktuelle Land-

schaftsstruktur sowie einer Gebietsbegehung ermittelt wurde. Zur Unterstützung der Ein-

schätzungen wurden Standardwerke herangezogen sowie das Artkataster des LLUR und der

Atlas der Amphibien und Reptilien Schleswig-Holsteins (Klinge & Winkler, 2005) vom Lan-

desamt für Natur und Umwelt des Landes Schleswig-Holstein.

Bewertungen zu den Schutzgütern Boden und Wasser lassen sich aus der Bodenübersichts-

karte Schleswig-Holstein im Maßstab 1: 250.000 ableiten (www.umweltdaten.landsh.de, Ab-

ruf 2017). Wesentliche Schwierigkeiten bei der Zusammenstellung der Umweltinformationen

und Hinweise auf erhebliche Kenntnislücken haben sich nicht ergeben.

Nachfolgend werden der Umweltzustand und die besonderen Umweltmerkmale im unbe-

planten Zustand auf das jeweilige Schutzgut bezogen dargestellt, um die besondere Empfind-

lichkeit von Umweltmerkmalen gegenüber der Planung herauszustellen und Hinweise auf

ihre Berücksichtigung im Zuge der planerischen Überlegungen zu geben. Dann wird die mit

der Durchführung der Planung verbundene Veränderung des Umweltzustandes beschrieben

und bewertet. Die mit der Planung verbundenen Umweltwirkungen werden herausgestellt,

um daraus anschließend Maßnahmen zur Vermeidung, Verringerung und zum Ausgleich er-

heblich negativer Umweltwirkungen abzuleiten.

7.3.1 Schutzgut Mensch

Für das Schutzgut Mensch sind die Auswirkungen der Planung von Bedeutung, die die Ge-

sundheit, das Wohlbefinden und Leben der innerhalb des Plangebietes oder seines Wirkungs-

kreises arbeitenden und wohnenden Menschen beeinträchtigen können. Dabei sind Auswir-

kungen auf das Wohnumfeld, die Immissionen und visuelle Beeinträchtigungen bedingen

und Auswirkungen auf die Erholungsfunktion in Form von Immissionen von Bedeutung.

Bestandsaufnahme und Bewertung

Im Plangebiet befindet sich das neu errichtete Sportlerheim, dessen planungsrechtlichen Vo-

raussetzungen mit dem Bebauungsplan Nr. 4 im Februar 2003 zur Rechtsverbindlichkeit ge-

bracht wurde. Hieran soll in nördlicher Richtung der "GesundheitsTreff" anschließen. Dieser

Bereich stellt sich zum Teil als Grünfläche sowie als geschotterte/befestigte Fläche dar. West-

lich wird das Plangebiet durch Grünstrukturen abgegrenzt, die sich auf den Grundstücken der

angrenzenden Häuser befinden.

Vorbelastung und Empfindlichkeit

Die Vorbelastung für den Menschen ergibt sich aus den vorhandenen Nutzungen im Plange-

biet und in der Umgebung. Das Plangebiet wird zurzeit hauptsächlich im Zusammenhang mit

dem Sportlerheim/Sportplatz genutzt. Diese Nutzung kann nicht als Vorbelastung gewertet
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werden. Das Plangebiet ist in die Umgebung eingepasst, vegetative Strukturen bleiben weit-

gehend erhalten.

Auswirkungen

Im Zusammenhang mit der angestrebten Planung sind für das Schutzgut Mensch Auswirkun-

gen auf das Wohnumfeld und die Erholungsfunktion von Bedeutung.

Empfindlich könnte das Schutzgut „Mensch“ auf eine Erhöhung des Verkehrsaufkommens

reagieren. Hierbei ist jedoch zu berücksichtigen, dass sich das Verkehrsaufkommen gegen-

über der bereits vorhandenen Belastung nicht wesentlich erhöhen wird und somit nicht zu

einer erheblichen Belastung in der Ortslage führt.

Auch das Ausmaß der baubedingten Beeinträchtigungen auf das Schutzgut Mensch sind un-

ter Berücksichtigung der zeitlichen Befristung als gering einzustufen. Bodenverunreinigende

Stoffe fallen im geplanten sonstigen Sondergebiet nicht an.

Insgesamt sind somit keine erheblichen Beeinträchtigungen für das Schutzgut „Mensch“ zu

erwarten.

7.3.2 Schutzgut Boden

Böden und ihr Beziehungsgefüge in Natur und Landschaft sind vielschichtig und komplex. Sie

sind z.B. Lebensraum für Pflanzen, Tiere und Menschen oder regulieren den Wasserhaushalt.

Somit nimmt das Schutzgut Boden eine zentrale Stellung ein.

Der Bauleitplanung kommt im Hinblick auf den vorsorgenden Schutz eine entscheidende

Rolle zu, da in ihr letztlich verbindliche Aussagen zur Nutzung der Fläche gemacht werden.

Die hierbei zu berücksichtigenden fachlichen Grundlagen ergeben sich grundsätzlich aus den

Funktionsbestimmungen des BBodSchG. Für die Umweltprüfung sind folgende Aspekte des

Schutzgutes Boden von Bedeutung:

 seine Schutzwürdigkeit und Leistungsfähigkeit hinsichtlich der verschiedenen Bo-
denfunktionen,

 seine Empfindlichkeit bzw. Schutzbedürftigkeit,

 seine Vorbelastung.

Bestandsaufnahme und Bewertung

Das Plangebiet ist dem Naturraum der Hohen Geest, der Region „Heider-Itzehoer Geest“ zu-

zuordnen (www.umweltdaten.landsh.de, Abruf 2017). Aufgebaut wird die Hohe Geest vor-

wiegend aus saaleeiszeitlichen Sanden, lehmigen Sanden und Lehmen.

Gemäß des Landschafts- und Umweltatlas befindet im Plangebiet der Bodentyp Pseudogley-

Braunerde. Die Empfindlichkeit gegenüber Bodenverdichtungen ist als mittel anzusehen

(Landesamt für Natur und Umwelt des Landes Schleswig-Holstein, 2006).

Innerhalb des Plangeltungsbereiches befinden sich nach heutigem Kenntnisstand keine Alt-

ablagerungen und keine Altstandorte.
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Vorbelastung und Empfindlichkeit

Die Bodenverhältnisse im Plangebiet sind mehr oder weniger stark anthropogen überformt

und gestört. Dadurch weist der Boden hinsichtlich seiner natürlichen Bodenfunktionen eine

geringe bis allgemeine Bedeutung auf.

Auswirkungen

Mit dem Bebauungsplan wird ein Eingriff in den Bodenhaushalt vorbereitet, da eine Versie-

gelung der unbebauten Fläche im Plangebiet ermöglicht wird. Eine Überbauung des Bodens

bedeutet grundsätzlich einen Verlust der natürlichen Funktionen. Der Umfang der Auswir-

kungen ist dabei umso größer, je höher der Grad der Funktionserfüllung und je größer die

betroffene Bodenfläche ist.

Baubedingte Beeinträchtigungen entstehen durch die Erdarbeiten, d.h. die Zerstörung der

Bodenstruktur, unter Umständen die Vernichtung der Vegetationsdecke sowie die Verdich-

tung durch das Aufgraben von Boden. Einmal zerstörter, abgetragener oder verdichteter Bo-

den ist nur unter großem technischen und zeitlichen Aufwand zu regenerieren. Eine Wieder-

herstellung ist auch nach Entsiegelungsmaßnahmen nur sehr langsam zu erwarten.

Im Plangebiet werden die planungsrechtlichen Voraussetzungen geschaffen, die in Zukunft

eine Versiegelung von Flächen zulassen. Somit führen diese planungsrechtlichen Vorausset-

zungen zu erheblichen und damit ausgleichsbedürftigen Beeinträchtigungen.

7.3.3 Schutzgut Wasser

Das Schutzgut Wasser ist mit dem Ziel einer nachhaltigen Entwicklung i. S. von § 1 Abs. 5

BauGB so zu entwickeln, dass auch nachfolgenden Generationen ohne Einschränkungen alle

Optionen der Gewässernutzung offen stehen. Beim Schutzgut Wasser sind die Bereiche

Grundwasser und Oberflächenwasser zu unterscheiden.

Bestandsaufnahme und Bewertung

Grundwasser

Das Plangebiet befindet sich gemäß des interaktiven LANDWIRTSCHAFTS- UND UMWELTATLAS des

LANDESAMTS FÜR LANDWIRTSCHAFT, UMWELT UND LÄNDLICHE RÄUME außerhalb festgesetzter Über-

schwemmungsgebiete und Wasserschutzgebiete. Die Abgrenzung der Grundwasserkörper

erfolgt nach hydraulischen, geologischen und naturräumlichen Gesichtspunkten. Das Plange-

biet befindet sich im Grundwasserkörper „NOK - Geest“ (LANDWIRTSCHAFTS- UND UMWELTATLAS,

2017). Das Schutzpotenzial der Grundwasserüberdeckung wird für diesen Grundwasserkör-

per gemäß des LANDWIRTSCHAFTS- UND UMWELTATLAS (2017) größtenteils als ungünstig beur-

teilt. Eine Gefährdung hinsichtlich anthropogener Einwirkungen liegen nicht vor.

Grundwasser ist ein Rohstoff, der sich regenerieren und erneuern kann. Hauptlieferant für

den Grundwasservorrat ist versickerndes Niederschlagswasser. Die Grundwasserneubildung

ist somit als Zugang von infiltriertem Wasser zum Grundwasser anzusehen, wobei die Versi-

ckerung wegen jahreszeitlicher Unterschiede des Niederschlages nicht kontinuierlich erfolgt.

Zudem wird die Grundwasserneubildung von der Verdunstung beeinflusst. Die mittlere
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jährliche Grundwasserneubildung beträgt im Plangebiet 150 mm (MINISTERIUM FÜR UMWELT,

NATURSCHUTZ UND LANDWIRTSCHAFT DES LANDES SCHLESWIG-HOLSTEIN, 2004).

Vorbelastung und Empfindlichkeit

Die Empfindlichkeit bzw. Gefährdung des Grundwasserkörpers gegenüber Oberflächenver-

siegelung lässt sich anhand der Grundwasserneubildungsraten festlegen:

 hohe Empfindlichkeit/Gefährdung:
Grundwasserneubildungsrate > 300 - 400 mm/a im langjährigen Mittel

 mittlere Empfindlichkeit/Gefährdung:
Grundwasserneubildungsrate > 100 - 300 mm/a im langjährigen Mittel

 geringe Empfindlichkeit/Gefährdung:
Grundwasserneubildungsrate < 100 mm/a im langjährigen Mittel

Aufgrund der ermittelten Grundwasserneubildungsraten ist die Empfindlichkeit und Gefähr-

dung des Grundwassers gegenüber Flächenversiegelung im Plangebiet als mittel zu bezeich-

nen. Allgemeine sowie potenzielle Vorbelastungen des Grundwassers wie z.B. punktueller

Schadstoffeintrag durch Fahrzeuge können nicht ganz ausgeschlossen werden.

Oberflächenwasser

Im Plangebiet befinden sich keine Oberflächengewässer. Somit sind keine Beeinträchtigun-

gen zu erwarten. Es erfolgt im Weiteren keine nähere Betrachtung.

Auswirkungen

Grundsätzlich verursacht eine zusätzliche Versiegelung von Flächen im Plangebiet einen hö-

heren Oberflächenabfluss sowie eine Reduzierung der Oberflächenversickerung und der

Grundwasserneubildung. Die Reduzierung der Grundwasserneubildung und auch stoffliche

Belastungen wirken sich zwangsläufig auf die Verfügbarkeit des Grundwassers aus.

Die baubedingten Beeinträchtigungen beschränken sich punktuell auf das nähere Umfeld der

geplanten Baumaßnahme. Generell wird durch den Abtrag des Oberbodens die Filtereigen-

schaft des Bodens stark eingeschränkt. Somit entsteht eine erhöhte Kontaminierungsgefahr

des Grundwassers. Unfälle mit Betriebsstoffen während der Bauphase stellen deswegen eine

Gefährdung dar. Es ist davon auszugehen, dass das Ausmaß baubedingter Beeinträchtigun-

gen durch sachgemäßen Umgang mit wassergefährdenden Stoffen gering gehalten wird. All-

gemein gilt neben der Schadstoffimmission und der Versiegelung von Flächen die Freilegung

des Grundwassers als entscheidende Gefährdung des Grundwassers. Bei fachgerechter Aus-

führung sind bei den Baumaßnahmen keine negativen Umweltauswirkungen zu erwarten.

Es verbleibt ein potentielles Restrisiko bezüglich von Schadstoffeinträgen in den Untergrund.

7.3.4 Schutzgut Flora- und Fauna

Pflanzen und Tiere sind biotische Bestandteile des Naturhaushaltes. Die verschiedenen Arten

leben zusammen in Biozönosen und bilden zusammen mit der anorganischen-physikalischen

Umwelt Ökosysteme. Die Nachbildung der Energieflüsse und Strukturen in Ökosystemen ist

sehr kosten- und zeitaufwendig, deshalb ist eine vollständige Ökosystemanalyse im Rahmen

der Umweltprüfung praktisch nicht zu leisten. Nur über die Reduktion der Vielfalt kann man

Ökosysteme erfassen (GASSNER ET AL., 2010).
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Flora

Bestandsaufnahme und Bewertung

Im Plangebiet erfolgte am 21. März 2017 eine Bestandsaufnahme der Biotop- und Nutzungs-

typen. Das Areal ist insgesamt anthropogen geprägt. Insbesondere der Sportplatzcharakter

ist bestimmend. Im Plangebiet befindet sich im südlichen Bereich das neu errichtete Sport-

lerheim, hierzu angrenzend sind Zierbeete und Aufenthaltsplätze angelegt. Der Bereich in

dem der "GesundheitsTreff" errichtet werden soll, stellt sich zum Teil als Grünfläche sowie

als geschotterte/befestigte Fläche dar. Mittig befinden sich zwei Obstbäume (BHD 40 cm).

Westlich wird das Plangebiet durch Grünstrukturen abgegrenzt, die durch die Festsetzung

"Umgrenzung von Flächen mit Bindungen für Bepflanzungen und für die Erhaltung von

Bäumen und Sträuchern" gesichert werden.

Im Gebiet ist ein Knick vorhanden. Dieser befindet sich östlich der geplanten Gebäude-erwei-

terung. Kurz vor der Begehung wurde eine Knickpflege durchgeführt, somit war die kom-

plette Strauchschicht auf den Stock gesetzt, 2 junge Überhälter sind vorhanden.

Durch die Erweiterung des Sportlerheims wird ein Eingriff in den Knick stattfinden. Dieser

Eingriff wird ordnungsgemäß im Verhältnis 1:2 ausgeglichen werden. Der Bereich der nicht

durch den Eingriff beeinträchtigt wird, wird entsprechend in der Planzeichnung als zu erhal-

tend festgesetzt.

Fauna

Bestandsaufnahme und Bewertung

Aufgrund der vorhandenen Nutzungen sind im Plangebiet und der näheren Umgebung ar-

tenarme Lebensräume vorhanden, sie sind als Bereiche mit allgemeiner bzw. geringer Be-

deutung anzusprechen. Die Biotopstrukturen und Lebensraumpotenziale lassen keine regio-

nal bedeutsamen faunistischen Gemeinschaften vermuten. Insgesamt ist das Plangebiet auf-

grund der vorhandenen Strukturen und Nutzungen als eher untypisches Biotop für Wiesen-

vögel anzusehen. Aus diesem Grund sind im Plangebiet keine Bruthabitate von Wiesenvögeln

zu erwarten.

Die Gebäude und Ziergärten des Plangebietes ähneln denen der Siedlungsstrukturen und

stellen somit für strauchbrütende Arten und für Gebäudebrüter Habitate dar. Typische Arten

der Gehölze sind die Singvogelarten Amsel, Kohlmeise, Blaumeise und Buchfink. Bei entspre-

chender Ausprägung des Strauchraumes treten Heckenbraunelle, Zaunkönig, Zilpzalp und

vereinzelt Rotkehlchen, Garten- und Klappergrasmücke auf. Alle Arten gehören mit jeweils

mehr als 50.000 Brutpaaren zu den häufigsten und weit verbreiteten Singvogelarten Schles-

wig-Holsteins.

Vorbelastung und Empfindlichkeit

Allgemein muss bei dem Schutzgut Flora und Fauna grundsätzlich von einer hohen Empfind-

lichkeit bzw. Gefährdung gegenüber Lebensraumverlust, -zerschneidung oder -zerstörung

ausgegangen werden.

Im Plangebiet sind die Lebensräume von Tieren und Pflanzen durch die angrenzende inten-

sive Sportplatznutzung und die damit verbundene Betriebsamkeit auf dem Hof teils stark be-

einträchtigt. Die von dieser Nutzung ausgehenden Belastungen (Schadstoffbelastungen,
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Lärm- bzw. Lichtemissionen) könnten auch zu einer gewissen Gewöhnung der Fauna an die

Benutzung des Geländes geführt haben. Weitere Vorbelastungen sind ferner durch die in der

Umgebung vorhandenen verkehrlichen Strukturen, durch Schadstoffeinträge, Lärmbelastung

und Verbrauch von Lebensräumen gegeben.

Auswirkungen „Schutzgut Flora und Fauna“

Zu Auswirkungen auf das Schutzgut Flora und Fauna kann es während der Bauphase kom-

men, wenn es durch baubedingte Flächenbeanspruchung und Verdichtung insbesondere

durch den Einsatz schwerer Maschinen bei ungünstigen Witterungsbedingungen kommt. Auf

Grund der zeitlichen Begrenzung sind unter der Berücksichtigung der Vermeidungsmaßnah-

men (vgl. Kap. 7.5) die Beeinträchtigungen jedoch als gering anzusehen. Anlagebedingt kann

es durch die vermehrte Versiegelung dazu kommen, dass bisher nicht genutzte Flächen ver-

siegelt werden. Dies führt zu einer erheblichen und damit ausgleichsbedürftigen Beeinträch-

tigung (vgl. Kap. 7.5).

7.3.5 Artenschutzrechtliche Betrachtung

Bebauungspläne selbst können zwar noch nicht die artenschutzrechtlichen Verbote des § 44

Abs. 1 BNatSchG erfüllen, möglich ist dies jedoch später durch die Realisierung der konkreten

Bauvorhaben. Deshalb ist bereits bei der Änderung oder Aufstellung eines Bebauungsplanes

eine Prüfung hinsichtlich der sog. „Zugriffsverbote“ sinnvoll.

Der Bestand wird anhand einer Potenzialabschätzung beschrieben, die durch die aktuelle

Landschaftsstruktur sowie einer Gebietsbegehung ermittelt wurde. Zur Unterstützung der

Einschätzungen wurden Standardwerke herangezogen sowie das Artkataster und der Atlas

der Amphibien und Reptilien Schleswig-Holsteins (KLINGE & WINKLER, 2005) vom Landesamt

für Natur und Umwelt des Landes Schleswig-Holstein.

Avifauna

Dominiert wird das Plangebiet von den allgemein häufigen Arten Amsel, Haussperling und

Kohlmeise, die ein Schwerpunktvorkommen in Siedlungsbiotopen, wie Hausgärten haben.

Das Vorkommen von Bodenbrütern wie dem Fitis oder Rotkehlchen sind nicht auszuschlie-

ßen. Empfindliche Arten der Roten Liste wie Kiebitz (streng geschützt) und Feldlerche (be-

sonders geschützt) sind in der anthropogen stark genutzten Fläche nicht zu erwarten.

Für diese potenziell auftretenden Vögel der besonders geschützten Arten gelten das Tötungs-

verbot und das Verbot der Zerstörung von Fortpflanzungs- und Ruhestätten des § 44 (1) Satz

1 und 3. Das Tötungsverbot wird nicht berührt, da die Baufeldräumung, vor allem die Weg-

nahme der Gehölze, außerhalb der Brutzeit durchgeführt wird. Flugfähige Altvögel könnten

in diesem Fall fliehen. Auch das Verbot der Zerstörung von Fortpflanzungs- und Ruhestätten

wird nicht berührt, da die ökologische Funktion der Fortpflanzungs- und Ruhestätten im

räumlichen Zusammenhang weiterhin erfüllt wird. Zudem werden Anpflanzung von zusätzli-

chen Bäumen, Sträuchern und Hecken zur Abgrenzung und Gestaltung des Areals vorgenom-

men. Es ist davon auszugehen, dass für die Brutvögel im Plangebiet keine Beeinträchtigungen

durch die Umsetzung des Projektes entstehen. Der Erhaltungszustand der lokalen Populatio-

nen verschlechtert sich nicht.
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Fledermäuse

Alle europäischen Fledermausarten wurden in Anhang II bzw. IV der FFH-Richtlinie aufge-

nommen und sind damit streng geschützt. In Europa kommen insgesamt 30 unterschiedliche

Fledermausarten vor, in Deutschland sind es 25 und in Schleswig-Holstein leben etwa 15 ver-

schiedene Fledermausarten.

Fledermäuse stellen hohe Ansprüche an Standorte für Wochenstuben- oder Winterquar-

tiere. Diese Ansprüche erfüllen die Bäume, die im Plangebiet vorhanden sind, nicht. Des Wei-

teren weder Gebäude noch Überhälter beseitigt, so dass dort eventuell vorhandene Quar-

tiere (bspw. Tageverstecke) auch weiterhin genutzt werden können. Insofern werden die

Verbotstatbestände (Tötungsverbot, Verbot der Zerstörung von Fortpflanzungs- und Ruhe-

stätten) nicht berührt.

Der hier anzunehmende Verlust von Jagdlebensraum betrifft nur einen kleinen Teil des ge-

samten Lebensraumkomplexes. Auswirkungen auf die ökologische Funktionalität sind nicht

zu erwarten. Im Verlauf der späteren Nutzung der Flächen entstehen Gärten und in den

Randbereichen Grünflächen, die als Nahrungsflächen genutzt werden können. Damit tritt

kein artenschutzrechtlicher Verbotstatbestand ein.

Sonstige Tierarten

Das Plangebiet weist keine Habitate auf, die Vorkommen von weiteren streng geschützten

Tierarten erwarten lassen. Die Haselmaus z.B. erreicht innerhalb Schleswig-Holsteins ihre

nordwestliche Verbreitungsgrenze. Hier beschränkt sich die Verbreitung im Wesentlichen auf

den östlichen Landesteil.

7.3.6 Schutzgüter Klima und Luft

Charakteristisch für das Plangebiet ist ein kühlgemäßigtes, subozeanisches Klima mit sonnen-

armen, feuchten, milden Wintern. Es wird ferner geprägt durch lang andauernde, kühle und

relativ trockene Frühjahre, regenreiche und mäßig warme Sommer und kurze Schönwetter-

perioden im Herbst. Der Charakter des Seeklimas mit Westwindwetterlagen ist bestimmend.

Darüber hinaus sind kleinklimatische, lokale Einflüsse wirksam, die sich insbesondere in Ab-

hängigkeit der natürlichen und nutzungsbedingten Standortfaktoren ergeben. Sie üben einen

besonderen Einfluss auf die Tier- und Pflanzenwelt aus.

Auswirkungen

Eine spürbare Auswirkung auf das Orts- und Regionalklima ist durch das Vorhaben nicht zu

erwarten. Die Flächen im Plangebiet erfüllen zwar wie jede Fläche auch eine klimatische

Funktion, eine höhere Bedeutung lässt sich jedoch weder aus der Lage im Raum, der Topo-

graphie und Struktur der Vegetation ableiten. Insgesamt sind keine Beeinträchtigungen

durch die Planung auf das Schutzgut zu erwarten.

7.3.7 Schutzgut Landschaftsbild

Das Bundesnaturschutzgesetz umschreibt mit den Begriffen Vielfalt, Eigenart sowie Schön-

heit von Natur und Landschaft das Landschaftsbild. Dadurch wird deutlich, dass jedes Land-

schaftsbild auf einem ökologischen Sockel fußt, also eine eindeutige Trennung zwischen Leis-

tungsfähigkeit des Naturhaushaltes und Landschaftsbilds letztlich nicht möglich ist (GASSNER
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ET AL., 2010). Die Informationsgewinnung für die Ermittlung und die schließliche Bewertung

des Schutzgutes Landschaftsbild erfolgte teilweise mit Hilfe von Karten, allgemein verfügba-

ren Daten und einer Begehung vor Ort.

Das Plangebiet wird zurzeit hauptsächlich im Zusammenhang mit dem Sportlerheim/ Sport-

platz genutzt. Angrenzende ist das Plangebiet durch Wohnbaunutzung geprägt. Insgesamt ist

das vorgesehene Gelände für die aktive Erholung durch Sport optimal gewählt.

Vorbelastung und Empfindlichkeit

Die Vorbelastungen des Schutzgutes "Landschaft" lassen sich im Allgemeinen aus der Beein-

trächtigungsintensität der vorhandenen Nutzungen ablesen. Da das Plangebiet im Zusam-

menhang mit dem Sportplatz genutzt wird, kann eine Vorbelastung auf das Landschaftsbild

durch die Monotonie der intensiv gepflegten Rasenfläche ausgehen.

Auswirkungen

Durch die Umsetzung der Planung wird eine zusätzliche Versiegelung infolge von Überbau-

ung stattfinden. Diese wird so gering wie möglich gehalten. Vor diesem Hintergrund und dem

Aspekt, dass das Landschaftsbild des Sportplatzes bereits vorbelastet ist, sind die Auswirkun-

gen der Planung als gering zu beurteilen.

7.3.8 Schutzgut Kultur- und Sachgüter

Kulturgüter können definiert werden als Zeugnisse menschlichen Handelns ideeller, geistiger

und materieller Art, die als solche für die Geschichte des Menschen bedeutsam sind und die

sich als Sachen, als Raumdispositionen oder als Orte in der Kulturlandschaft beschreiben und

lokalisieren lassen. Zu den sonstigen Sachgütern im engeren Sinne zählen gesellschaftliche

Werte, die z.B. eine hohe funktionale Bedeutung hatten oder noch haben: z.B. historische

Fördertürme (GASSNER ET AL., 2010).

Im Plangebiet sind weder Funde von Kulturgüter noch Sachgüter bekannt, somit sind keine

negativen Beeinträchtigungen oder Auswirkungen zu erwarten. Falls während der Erdarbei-

ten Funde oder auffällige Bodenverfärbungen entdeckt werden, ist die Denkmalschutzbe-

hörde unverzüglich zu benachrichtigen und die Fundstelle bis zum Eintreffen der Fachbe-

hörde zu sichern.

7.3.9 Wechselwirkungen zwischen den Schutzgütern

Es sind keine relevanten, über die bereits beschriebenen Auswirkungen hinausgehenden

Wechselwirkungen zwischen den Umweltschutzgütern erkennbar.

7.4 Planungsalternative und Nullvariante

Planungsalternative

Eine Planungs- oder Standortalternative ist nicht gegeben, da es sich um eine Weiterentwick-

lung des Sportplatzes/Sportvereins handelt und somit Synergieeffekte erzielt werden kön-

nen.
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Nullvariante

Bei Nichtaufstellung der 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 4 der Gemeinde Todenbüttel

würde keine Schaffung der planungsrechtlichen Voraussetzungen erfolgen. Somit würde der

Status-quo-Charakter erhalten bleiben.

7.5 Geplante Maßnahmen zur Vermeidung, Verringerung und zum Ausgleich nachteili-

ger Umweltauswirkungen

Die Gemeinde Todenbüttel ist auf der Grundlage des Naturschutzrechtes nach dem Verursa-

cherprinzip verpflichtet, das Vorhaben planerisch und technisch so zu optimieren, dass po-

tentielle Beeinträchtigungen weit möglichst minimiert werden (Vermeidungs- und Minimie-

rungsgebot). Die vollständige Vermeidung der Beeinträchtigungen hat dabei, unter Berück-

sichtigung der Verhältnismäßigkeit, Vorrang vor der teilweisen Vermeidung, d.h. der Mini-

mierung der Beeinträchtigungen. Erst nach Ausschöpfung der Möglichkeiten zur Vermeidung

bzw. Minimierung gilt es, verbleibende, d.h., unvermeidbare Beeinträchtigungen durch ent-

sprechende Maßnahmen auszugleichen.

Vermeidungsmaßnahmen und Verringerungsmaßnahmen

Durch die Arrondierung des geplanten Gebäudes an das bereits vorhandene wird der Anteil

der Neuversieglung im Bezug auf die Infrastruktur gering gehalten. Des Weiteren kommt es

hierbei durch eine verdichtete, zentrale und flächensparende Bauweise, wodurch auch eine

Verringerung des Versiegelungsgrades erzielt wird. Durch Eingrünung und Anlage von Zier-

gärten wird der Gebäudekomplex für Gartenvögel aufgewertet.

Des Weiteren werden Flächen in der Planzeichnung festgesetzt, die dem Erhalt von Bäumen

und Sträuchern dienen.

Grundsätzliche Verminderungs- und Schutzmaßnahmen baubedingter Beeinträchtigungen

werden wie folgt ausgeführt:

 Minimierung bzw. Optimierung der Flächeninanspruchnahme für die Baumaßnahmen

durch die Reduzierung notwendiger Lagerplätze (z.B. durch „just-in-time“-Lieferung

der Baumaterialien),

 um Beeinträchtigungen des Schutzgutes "Boden" zu vermeiden, wird der anfallende

Oberboden separat gewonnen und gelagert,

 nach Beendigung der Bauphase erfolgt eine sorgfältige Entsorgung der Baustelle von

Restbaustoffen, Betriebsstoffen etc.,

 die zur Anwendung kommenden Baustoffe werden sorgfältig ausgewählt und es wer-

den keine boden- und wassergefährdenden Stoffe verwendet,

 zur Vermeidung von Beeinträchtigungen einzelner Schutzgüter wird die Gesamtmaß-

nahme nach dem Stand der Technik durchgeführt.

 Im Zuge der Maßnahme sind die Vorgaben des BauGB (§202 Schutz des humosen

Oberbodens), der Bundesbodenschutzverordnung (BBodSchV § 12) des Bundesboden-

schutzgesetzes (BBodSchG u.a. § 7 Vorsorgepflicht) sowie das Kreislaufwirtschaftsge-

setz (KrWG u.a. § 2 und § 6) einzuhalten.
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Beeinträchtigung durch das Vorhaben

Durch die 1. Änderung des Bebauungsplans Nr. 4 der Gemeinde Todenbüttel werden Ein-

griffe in Boden, Natur und Landschaft vorbereitet. Der Eingriff soll jedoch so gering wie mög-

lich gehalten werden.

Bilanzierung des Eingriffs

Durch die 1. Änderung des Bebauungsplans Nr. 4 der Gemeinde Todenbüttel werden Ein-

griffe in Boden, Natur und Landschaft vorbereitet. Die Ermittlung des Kompensationsbedar-

fes für die Schutzgüter erfolgt in Anlehnung an den “Gemeinsamen Runderlass des Innenmi-

nisters und des Ministeriums für Energiewende, Landwirtschaft, Umwelt und ländliche

Räume zum Verhältnis der naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung zum Baurecht“ vom

9. Dezember 2013 (vgl. Tab. 1).

Tabelle 1: Ermittlung des Kompensationsbedarfs

Biotoptyp Fläche Faktor
Maßnahme mit

Ausgleichsfunktion
Kompensations-

bedarf

Plangebiet "Fläche für den Gemeinbedarf" 2.569 m²

Festsetzung GR 780 m² 780 m² 0,5 390 m²

Überschreitung des Maßes der baulichen
Nutzung 50 % der GRZ 390 m² 0,5 195 m²

Eingriff Gehölzstreifen (westlich) durch be-
reits bestehendes Nebengebäude* 20 m² 2 40 m²

Kompensationsbedarf 625 m²

- Maßnahme mit Ausgleichsfunktion 0 m²

= Summe Kompensationsbedarf 625 m²

* Bei diesem Eingriff handelt es sich um eine Sanktionierung eines bereits erfolgtem Eingriff in die

"Umgrenzung von Flächen zum Anpflanzen von Bäumen und Sträuchern" im westlichen Bereich des Plan-

gebietes.

Überplanung "Knick" Länge
Fak-
tor

Kompensations-
bedarf

Knick "südöstlicher Bereich" Wegfall durch Bebauung 12 m 2 24 m

Kompensationsbedarf "Knick" 24 m

о���ŶƌĞĐŚĞŶďĂƌŬĞŝƚ�ǌƵŵ�<ŽŵƉĞŶƐĂƟŽŶƐďĞĚĂƌĨ 0 m

= Summe Kompensationsbedarf "Knick" 24 m

Ausgleichsmaßnahmen

Für die Kompensation werden somit insgesamt 625 m² benötigt. Der Kompensationsbedarf

wird auf dem Ökokonto Az.: 67.20.35-36 (genehmigt durch den Kreis Rendsburg-Eckern-

förde) erfolgen (vgl. Anhang 1).
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Knickstrukturen

Durch die 1. Änderung des Bebauungsplans Nr. 4 werden die planungsrechtlichen Vorausset-

zungen geschaffen, die dazu führen könnten, dass Flächen durch die vermehrte Versiegelung

zerstört werden könnten, die im Sinne des Landesnaturschutzgesetz § 21 als geschützte Bio-

tope aufgeführt sind (Knicks). Somit ist eine Neuanlage von 24 m Knick erforderlich, um die-

sen Eingriff zu kompensieren (vgl. Tab. 1 Überplanung Knick). Der Knickausgleich von 24 m

erfolgt im Kreis Nordfriesland in der Gemeinde Ostenfeld auf der Flur 14, Flurstück 15 und

auf der Flur 13, Flurstück 47 (vgl. Anhang 2). Die Knicks in der Gemeinde Ostenfeld sind voll-

ständig hergestellt und stehen als Kompensationsmaßnahme sofort zur Verfügung.

Unter Berücksichtigung der Verminderungs- und Schutzmaßnahmen sowie der Kompensati-

onsmaßnahmen geht die Gemeinde Todenbüttel davon aus, dass der durch die 1. Änderung

des Bebauungsplans Nr. 4 vorbereitete Eingriff in den Naturhaushalt ausgeglichen werden

kann und somit den Belangen von Natur und Landschaft gem. §1 (6) Ziffer 7 BauGB entspro-

chen ist.

7.6 Zusätzliche Angaben

7.6.1 Beschreibung der wichtigsten Merkmale der verwendeten technischen Verfahren

Hinsichtlich der Schutzgüter wurde auf allgemein zugängliche Planwerke zurückgegriffen. Zu-

dem wurden für die Ermittlung des Kompensationsbedarfes der Schutzgüter auf den “Ge-

meinsamen Runderlass des Innenministers und des Ministeriums für Energiewende, Land-

wirtschaft, Umwelt und ländliche Räume zum Verhältnis der naturschutzrechtlichen Eingriffs-

regelung zum Baurecht“ vom 9. Dezember 2013 zurückgegriffen (vgl. Tab. 1).

7.6.2 Beschreibung der Maßnahmen zur Überwachung der Umweltauswirkungen

Die Gemeinden überwachen die erheblichen Umweltauswirkungen, die auf Grund der Durch-

führung der Bauleitpläne eintreten, um insbesondere unvorhergesehene nachteilige Auswir-

kungen frühzeitig zu ermitteln und in der Lage zu sein, geeignete Maßnahmen zur Abhilfe zu

ergreifen. Somit dient die Überwachung als Monitoring der planerischen Aussagen zu den

prognostizierten Auswirkungen, um zu einem späteren Zeitpunkt falls erforderlich Korrektu-

ren bei der Planung oder der Umsetzung vornehmen zu können oder auf unerwartete Aus-

wirkungen reagieren zu können.

Zur Überwachung der Einhaltung der zulässigen Versiegelung (GR) wird das Grundstück

alle 5 Jahre, insbesondere hinsichtlich nicht genehmigungspflichtiger Bauvorhaben und

Flächenversiegelungen, überprüft. Auch die Flächen zur Erhaltung von Bäumen und Sträu-

chern sowie die angepflanzten Bäume werden im regelmäßigen Turnus überprüft.

7.7 Allgemein verständliche Zusammenfassung

Mit der 1. Änderung des Bebauungsplans Nr. 4 der Gemeinde Todenbüttel strebt die Ge-

meinde die Ausweisung von einer Fläche für den Gemeinbedarf mit der Zweckbestimmung

"Sportlichen Zwecken dienende Gebäude und Einrichtungen / Sozialen Zwecken dienende

Gebäude und Einrichtungen" an. Dadurch sollen die planungsrechtlichen Voraussetzungen
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geschaffen werden, um den örtliche Sportverein mit Angeboten der Gesundheitsvorsorge zu

verbessern.

Als voraussichtliche erhebliche Umweltauswirkungen, die mit der Realisierung des Bebau-

ungsplanes einhergehen, sind der Verlust von Boden und Bodenfunktionen durch Versiege-

lung und damit verbunden ein erhöhter Oberflächenabfluss sowie eine verringerte Oberflä-

chenversickerung bei gleichzeitiger verringerter Grundwasserneubildungsrate und der Ver-

lust von Teillebensraum zu nennen.

Im Zuge der Umweltprüfung wurde aufgezeigt, dass der Eingriff in Natur und Landschaft

durch Maßnahmen zur Vermeidung/ Minimierung und zum Ausgleich kompensiert werden

kann (vgl. Kap: 7.5). Zusammenfassend ist festzustellen, dass durch die Festsetzung des Be-

bauungsplanes unter Berücksichtigung der Maßnahmen zur Vermeidung, Minimierung und

zur Kompensation keine erheblichen nachteiligen Umweltauswirkungen zu erwarten sind.

8. Ver- und Entsorgung

8.1 Abwasserbeseitigung

Schmutzwasser

Das Schmutzwasser aus dem Plangeltungsbereich wird mit Rücksicht auf die Reinhaltung der

Gewässer der gemeindlichen Kläranlage zur mechanischen – vollbiologischen Reinigung zu-

geführt.

Niederschlagswasser

Das Niederschlagswasser wird über getrennte Kanäle gesammelt und in die Vorflut geleitet.

Die entsprechende wasserrechtliche Genehmigung zur Einleitung wird rechtzeitig eingeholt.

Das über die Dachflächen anfallende Niederschlagswasser ist - soweit der Untergrund dies

zulässt - zur Anreicherung des Grundwassers in den Boden zu versickern.

8.2 Wasser

Die Versorgung mit Wasser erfolgt durch Anschluss an das gemeindliche Versorgungsnetz.

8.3 Elektrizität

Die Versorgung mit Elektrizität erfolgt durch Anschluss an das Versorgungsnetz der Schles-

wig-Holstein Netz AG über Erdkabel.

8.4 Gas

Die Versorgung mit Gas erfolgt durch Anschluss an das Versorgungsnetz der Schleswig-Hol-

stein Netz AG.
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8.5 Abfallbeseitigung

Die Abfallbeseitigung erfolgt in geschlossenen Behältern über die zentrale Abfallbeseitigung.

Die Abfallbeseitigung ist durch die Satzung über die Abfallbeseitigung des Kreises Rendsburg-

Eckernförde geregelt.

8.6 Telekommunikation

Im Bereich der Straßen und Wege sind zum Zeitpunkt der Erschließung Telekommunikations-

kabel als Erdkabel auszulegen.

8.7 Feuerlöscheinrichtungen

Als Feuerlöscheinrichtungen sind in erforderlicher Zahl Hydranten anzuordnen; im Zuge

der Detailplanung sind diesbezüglich mit der zuständigen Fachbehörde die erforderlichen

Abstimmungen rechtzeitig vorzunehmen.

9. Denkmalschutz

Falls während der Erdarbeiten Funde oder auffällige Bodenverfärbungen entdeckt werden

ist die Denkmalschutzbehörde unverzüglich zu benachrichtigen und die Fundstelle bis zum

Eintreffen der Fachbehörde zu sichern. Verantwortlich hier sind gem. § 15 DSchG (in der Neu-

fassung vom 30. Dezember 2014) der Grundstückseigentümer und der Leiter der Arbeiten.

10. Maßnahmen zur Ordnung des Grund und Bodens

Bodenordnende Maßnahmen nach §§ 45 ff BauGB werden durch die vorliegende Planände-

rungen nicht erforderlich. Allgemein gilt jedoch: Soweit sich das zu bebauende Gelände in

privatem Eigentum befindet und die jetzigen Grundstücksgrenzen eine Bebauung nach dem

vorliegenden Bebauungsplan nicht erlauben, müssen bodenordnende Maßnahmen gemäß

§§ 45 ff BauGB, bei Grenzregelungen das Verfahren nach §§ 80 BauGB sowie bei Inanspruch-

nahme privater Flächen für öffentliche Zwecke das Verfahren nach §§ 85 ff BauGB vorgese-

hen werden. Die vorgenannten Maßnahmen und Verfahren sollen jedoch nur dann durchge-

führt werden, falls die geplanten Maßnahmen nicht oder nicht zu tragbaren Bedingungen

oder nicht rechtzeitig im Wege freier Vereinbarungen durchgeführt werden können.

11. Flächenbilanz

Tabelle 1:Flächenbilanzierung

Bruttofläche m² %

Fläche für den Gemeinbedarf 2.570 100
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12. Kosten

Aus der vorliegenden 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 4 entstehen der Gemeinde To-

denbüttel neben den Planungskosten keine weiteren Aufwendungen.

SCHLUSSBEMERKUNG

Die Begründung zum rechtsverbindlichen Bebauungsplan Nr. 4 der Gemeinde Todenbüttel

bleibt neben der vorliegenden Begründung weiterhin Bestandteil des Bebauungsplanes.

Todenbüttel, den

___________________

- Bürgermeister -
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ANHANG 1: INFORMATIONEN ZUM VERWENDETEN ÖKOKONTO
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ANHANG 2: INFORMATIONEN ZUM KNICKAUSGLEICH

Abbildung 1: Lage des Ökokontos "Knickausgleich"(Flur 14, Flurstück 15) (4.61.1-67.32.1-69/17)
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Abbildung 2: Lage des Ökokontos "Knickausgleich" (Flur 13, Flurstück 47) (4.61.1-67.32.1-69/17)


